
 

Politische Meinungsbildung in Schule 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
wir möchten Ihnen mit den Informationsschriften „Lehrerrat aktuell“ 
einige praktische Tipps zur täglichen Lehrerratsarbeit geben. 
Mit der heutigen Ausgabe wollen wir Sie - aus aktuellem Anlass - 
über das Thema politische Meinungsbildung in Schulen informieren. 
 
Im Zuge eines veranstalteten Bürgerdialoges der AfD-
Bundestagsfraktion in der Aula eines Gymnasiums im September 
2019 kam es im Vorfeld der Veranstaltung aus dem Lehrerrat her-
aus zu einer Aufforderung an die Schulgemeinde, sich anlässlich 
der Veranstaltung an der Setzung eines „Zeichens gegen Rechts“ 
zu beteiligen. 
 
Hierauf stellte die AFD eine Kleine Anfrage an den Landtag NRW. 
Sie stellte die Frage, wie die Landesregierung die Aufforderung ei-
nes Teilkollegiums, sich im Zusammenspiel mit der Schulleitung und 
den Schülern mit dem Protest gegen Rechts, aktiv gegen eine politi-
sche Partei zu wenden, bewertet. 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet.  
 
Zunächst verwies das Ministerium auf den Beutelsbacher Konsens 
aus dem Jahr 1976.  
 
Dieser beinhaltet drei Prinzipien: 
 
1. Das Überwältigungsverbot. 

 
Es ist nicht erlaubt, den Schüler - mit welchen Mitteln auch im-
mer - im Sinne erwünschter Meinungen zu überrumpeln und 
damit an der "Gewinnung eines selbständigen Urteils" zu hin-
dern. Hier genau verläuft nämlich die Grenze zwischen Politi-
scher Bildung und Indoktrination. Indoktrination aber ist unver-
einbar mit der Rolle des Lehrers in einer demokratischen Ge-
sellschaft und der - rundum akzeptierten - Zielvorstellung von 
der Mündigkeit des Schülers. 

 
2. Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, muss auch 

im Unterricht kontrovers erscheinen. 
 
Diese Forderung ist mit der vorgenannten aufs engste ver-
knüpft, denn wenn unterschiedliche Standpunkte unter den 
Tisch fallen, Optionen unterschlagen werden, Alternativen un-
erörtert bleiben, ist der Weg zur Indoktrination beschritten. Zu 
fragen ist, ob der Lehrer nicht sogar eine Korrekturfunktion ha-

L
E

H
R

E
R

R
A

T
 a

k
tu

e
ll 0

1
/2

0
 

Westfalendamm 247 
44141 Dortmund 
 
Tel.: 0231 425757 0 
Fax: 0231 425757 10 
info@vbe-nrw.de 
www.vbe-nrw.de 
 
Dortmund, 09.01.2020 



 

 2 von 3 

ben sollte, d. h. ob er nicht solche Standpunkte und Alternativen 
besonders herausarbeiten muss, die den Schülern (und ande-
ren Teilnehmern politischer Bildungsveranstaltungen) von ihrer 
jeweiligen politischen und sozialen Herkunft her fremd sind. 
 
Bei der Konstatierung dieses zweiten Grundprinzips wird deut-
lich, warum der persönliche Standpunkt des Lehrers, seine wis-
senschaftstheoretische Herkunft und seine politische Meinung 
verhältnismäßig uninteressant werden. Um ein bereits genann-
tes Beispiel erneut aufzugreifen: Sein Demokratieverständnis 
stellt kein Problem dar, denn auch dem entgegenstehende an-
dere Ansichten kommen ja zum Zuge. 
 
3. Der Schüler muss in die Lage versetzt werden, eine poli-
tische Situation und seine eigene Interessenlage zu analy-
sieren, 
 
sowie nach Mitteln und Wegen zu suchen, die vorgefundene 
politische Lage im Sinne seiner Interessen zu beeinflussen. Ei-
ne solche Zielsetzung schließt in sehr starkem Maße die Beto-
nung operationaler Fähigkeiten ein, was eine logische Konse-
quenz aus den beiden vorgenannten Prinzipien ist.  
 
 

Nach Aussage des Ministeriums bedeutet dies aber nicht, „dass 
Lehrkräfte sich jeder Meinung zu enthalten haben, sofern sie ihre 
Meinung als eine persönliche Meinung kenntlich machen. Es bedeu-
tet auch nicht, dass alle Positionen als gleichberechtigt dargestellt 
werden müssen. Dies gilt insbesondere für Positionen, die sich ge-
gen die freiheitlich-demokratische Grundordnung richten oder die 
dort niedergelegten Grund- und Menschenrechte in Frage stellen. 
Auf diesem Grundsatz politischer Bildung im freiheitlich-
demokratischen Rechtsstaat und der damit verbundenen Zielset-
zung der Bildung und Erziehung zu mündigen, an den Werten der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung orientierten, handlungs-
fähigen Bürgerinnen und Bürgern basieren die geltenden Kernlehr-
pläne in Nordrhein-Westfalen, die für Schulen und Lehrkräfte bin-
dend sind.“ (Quelle: LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN -  
17. Wahlperiode Drucksache 17/8337)  
 
 
VBE-Mitglieder haben täglich die Möglichkeit, sich unter der Telefon-
nummer 0231 425757 0 mit unserer Rechtsabteilung verbinden zu 
lassen. Bei schulfachlichen Fragen steht die stellvertretende Lan-
desvorsitzende Wibke Poth unter der Nummer 0179 7003350 zur 
Verfügung. Darüber hinaus ist dienstags und mittwochs ab 14:00 
Uhr das Servicetelefon für Mitglieder des VBE unter der Telefon-
nummer 0231 433863 zu erreichen.  
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Mitglieder finden weitere Informationen auch in der Rechtsdaten-
bank des VBE.  
 

Hinweis: 

Der VBE bietet Grund- und Aufbauschulungen für Mitglieder in 
Lehrerräten an. Der geänderte Erlass regelt auch die Durchführung 
von Aufbauschulungen. Da die Basis eine vertragliche Vereinbarung 
mit dem MSB ist, sind unsere Angebote den staatlichen - z. B. durch 
die Kompetenzteams - gleichgestellt. Nutzen Sie die Veranstaltun-
gen im Jahr 2020. Dazu laden wir Sie herzlich ein. Ihnen entstehen 
keine Kosten. Ihre Fahrtkosten trägt die Schule, der die verauslag-
ten Reisekosten dann von der Bezirksregierung erstattet werden. 
Die Teilnahme an den Qualifizierungen liegt im besonderen dienstli-
chen Interesse. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten Son-
derurlaub gemäß § 26 der Freistellungs- und Urlaubsverordnung. 
Der besondere Ausnahmefall gemäß § 26 Freistellungs- und Ur-
laubsverordnung ist gegeben. Die Qualifizierungen für Lehrerräte 
finden jeweils von 9.00 Uhr bis 16.30 Uhr statt. Anmeldungen zu 
unseren Lehrerratsschulungen vor Ort sind jederzeit möglich, kli-
cken Sie auf www.vbe-nrw.de oder www.lehrerrat.de . 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Inka Schmidtchen 
Justiziarin VBE NRW 

http://www.vbe-nrw.de/
http://www.lehrerrat.de/

